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Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die Spaltung 
der von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen (SpTrUG) 
— Drucksachen 12/105,12/205,12/214,12/254 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 16 Abs. 2 Nr. 2 wird die Nummer 1 des angefügten Absatzes 2 
gestrichen. 

Bonn, den 14. März 1991 

Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 

Begründung 

Der bei einem Betriebsübergang nach § 613 a BGB geltende 
Kündigungsschutz muß auch im Gesamtvollstreckungsverfahren 
in den neuen Ländern gelten. Es wäre mit den Grundsätzen der 
Gleichbehandlung aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes nicht vereinbar, wenn 
abweichend von der bisherigen Rechtslage die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in den neuen Ländern auf hart erkämpfte 
soziale Schutzrechte verzichten müßten. Deshalb darf § 613a BGB 
auch nicht befristet ausgesetzt werden. 




